Sitzung des Bau- und Grundstiicksausschusses am 31.10.2011, Nr. 1
offentlich

Bebauungsplan Nr. 542 "Nordlich der Durkheimer StralRe" - Offenlagebeschluss

KSD 20113156

ANTRAG

Der Bau- und Grundsticksausschuss moge wie folgt beschlie3en:

1. Die Verwaltung wird beauftragt den Bebauungsplan Nr.542 ,Nérdlich der Diarkheimer
StralRe“ gemal §3 (2) BauGB fiir die Dauer eines Monats 6ffentlich auszulegen.

Begriindung:

Das Bebauungsplanverfahren wird im vereinfachten Verfahren gemaf § 13 BauGB
durchgeflihrt, da es sich um ein Gebiet mit einem bestehenden Bebauungsplan handelt und
die Grundzige der Planung nicht berthrt werden.

Ziel der Planung ist es, den Standort fir klassische Gewerbebetriebe zu sichern und die
Zielvorgaben der stadtischen Einzelhandelskonzeption umzusetzen. Daher wird die Art der
baulichen Nutzung neu geregelt.

Weitere inhaltliche Einzelheiten sind der beiliegenden Begriindung zu entnehmen.


Verwendete Distiller Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, von denen Sie hochwertige Prepress-Drucke erzeugen möchten. Erstellte PDF-Dokumente können mit Acrobat und Adobe Reader 5.0 oder höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 600 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 208.25 Höhe: 294.7 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 1800 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Alle Farben in CMYK konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Dot Gain 20%
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: U.S. Web Coated (SWOP) v2
CMYK-Werte für kalibrierte CMYK-Farbräume beibehalten: Ja
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Ja
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Ja
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Ja
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------

IMPRESSED GmbH
Bahrenfelder Chaussee 49
22761 Hamburg, Germany
Tel. +49 40 897189-0
Fax +49 40 897189-71
Email: info@impressed.de
Web: www.impressed.de
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Verfahrensstand: Offenlage gemal § 3 (2) BauGB



1. Art der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr.1 BauGB i.V.m. § 1 (4),
(5) und (6) BauNVO)

Gewerbegebiet (GE) (§8 BauNVO)

GE 1

(1) Zulassig sind:
» Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und o&ffentliche Betriebe,
» Geschéfts-, Buro- und Verwaltungsgebaude,

=  Tankstellen,

Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie flir Betriebsinhaber und
Betriebsleiter, wenn sie dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenuber in

Grundflache und Baumasse untergeordnet sind.

(2) Nicht zulassig sind:
* Einzelhandelsbetriebe

» Prostitutionsbetriebe und prostitutionsahnliche Betriebe, deren beabsichtigte Nutzung
auf die Auslbung sexueller Handlungen ausgerichtet ist oder bei denen die
Auslbung sexueller Handlungen ein betriebliches Wesensmerkmal darstellt, wie z. B.
Bordelle, bordellartige Betriebe, so genannte Swinger-Clubs oder gewerbliche

Zimmervermietungen zum Zwecke der Vornahme sexueller Handlungen,
»= Vergnugungsstatten,
= Anlagen fur sportliche Zwecke,
» Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

(3) Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden:

» Einzelhandelsnutzungen, wenn sie im unmittelbaren raumlichen und betrieblichen
Zusammenhang mit einem Produktions- oder Dienstleistungsbetrieb stehen (z. B.

Kfz-Werkstatt/Fahrzeugzubehér, Elektroinstallation/ Elektroartikel, Sanitéar-

Heizungsinstallation/Installationsartikel u. &.) und der Anteil der Verkaufsflachen
flachenmaRig dem Anteil von Produktions- und Dienstleistungsflachen untergeordnet

ist.

» Einzelhandelsbetriecbe aus den Bereichen Bau- und Heimwerkerbedarf,
Gartenbedarf, Méoébel und Einrichtungsgegenstande, grofdteilige Heimtextilien,
Fahrzeuge und Fahrzeugzubehoér, grofdteilige Sportgerate, Biromaschinen/
Computer/Birobedarf, Maschinen und Maschinenzubehor, Zooartikel und Getranke
(siehe Anlage 1). Der Anteil zentrenrelevanter Randsortimente darf maximal 10% der
Gesamtverkaufsflache betragen. Als zentrenrelevant gelten alle Waren und

Warengruppen, die in der Auflistung der Anlage 1 nicht enthalten sind.

(4) Nach § 1 Abs. 10 BauNVO besteht flir einen Discountmarkt in der Flomersheimer Str.
Nr. 15 als bauaufsichtlich genehmigte Nutzung ein erweiterter Bestandsschutz. Bauliche
Erneuerungen, Anderungen und Erweiterungen der Anlage sind ausnahmsweise

zulassig, wenn damit keine Erweiterung der Verkaufsflache verbunden ist.

Fir das Grundstick Lambsheimer Strale 1 wird ebenfalls ein Bestandsschutz
festgesetzt (§ 1 Abs. 10 BauNVO). Zulassig ist ein grofflachiger Einzelhandelsbetrieb
aus dem Bereich Bau-/ Heimwerkerbedarf und Gartenbedarf. Der Antell
zentrenrelevanter Randsortimente darf maximal 10% der Gesamtverkaufsflache
betragen. Bauliche Erneuerungen, Anderungen und Erweiterungen der Anlage sind
ausnahmsweise zulassig, wenn damit keine Erweiterung der bisher genehmigten

Verkaufsflache verbunden ist.



GE 2

(1) Zulassig sind:

Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und o6ffentliche Betriebe,
Geschéfts-, Biuro- und Verwaltungsgebaude,

Tankstellen,

Wohnungen flr Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und
Betriebsleiter, wenn sie dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegeniber in
Grundflache und Baumasse untergeordnet sind,

Mischgebietsvertragliche Vergnugungsstatten.

(2) Nicht zulassig sind:

Einzelhandelsbetriebe

Prostitutionsbetriebe und prostitutionsahnliche Betriebe, deren beabsichtigte Nutzung
auf die Auslbung sexueller Handlungen ausgerichtet ist oder bei denen die
Auslibung sexueller Handlungen ein betriebliches Wesensmerkmal darstellt, wie z. B.
Bordelle, bordellartige Betriebe, so genannte Swinger-Clubs oder gewerbliche
Zimmervermietungen zum Zwecke der Vornahme sexueller Handlungen,

Anlagen flr sportliche Zwecke,

Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

(3) Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden:

GE 3
(1) Zul

Einzelhandelsnutzungen, wenn sie im unmittelbaren raumlichen und betrieblichen
Zusammenhang mit einem Produktions- oder Dienstleistungsbetrieb stehen (z. B.
Kfz-Werkstatt/Fahrzeugzubehor, Elektroinstallation/ Elektroartikel, Sanitar- und
Heizungsinstallation/Installationsartikel u. &.) und der Anteil der Verkaufsflachen
flachenmaRig dem Anteil von Produktions- und Dienstleistungsflachen untergeordnet
ist.

Kerngebietstypische Vergnlgungsstatten kdnnen zugelassen werden, wenn
schalltechnisch nachgewiesen wird, dass die Immissionsrichtwerte fur Mischgebiete
gemal den Vorgaben der ,Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm
vom 26.08.1998)" eingehalten werden.

assig sind:

Im GE-Gebiet sind nur Gewerbebetriebe zuladssig, die im Sinne des § 6 Abs. 1
BauNVO nicht wesentlich storen,

Geschéfts-, Biuro- und Verwaltungsgebaude,

Wohnungen flr Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und
Betriebsleiter, wenn sie dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenuber in
Grundflache und Baumasse untergeordnet sind,

Mischgebietsvertragliche Vergniigungsstatten.

(2) Nicht zulassig sind:

Einzelhandelsbetriebe.

Prostitutionsbetriebe und prostitutionsahnliche Betriebe, deren beabsichtigte Nutzung
auf die Auslbung sexueller Handlungen ausgerichtet ist oder bei denen die
Auslibung sexueller Handlungen ein betriebliches Wesensmerkmal darstellt, wie z. B.
Bordelle, bordellartige Betriebe, so genannte Swinger-Clubs oder gewerbliche
Zimmervermietungen zum Zwecke der Vornahme sexueller Handlungen,

Anlagen flr sportliche Zwecke,

Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.



(3) Ausnahmsweise kdnnen zugelassen werden:

» Einzelhandelsnutzungen, wenn sie im unmittelbaren raumlichen und betrieblichen
Zusammenhang mit einem Produktions- oder Dienstleistungsbetrieb stehen (z. B.
Kfz-Werkstatt/Fahrzeugzubehér, Elektroinstallation/ Elektroartikel, Sanitar- und
Heizungsinstallation/Installationsartikel u. &.) und der Anteil der Einzelhandelsflachen
flachenmaRig dem Anteil von Produktions- und Dienstleistungsflachen untergeordnet
ist.

= Kerngebietstypische Vergnigungsstatten koénnen zugelassen werden, wenn
schalltechnisch nachgewiesen wird, dass die Immissionsrichtwerte flir Mischgebiete
gemal den Vorgaben der ,Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Larm
vom 26.08.1998)" eingehalten werden.

Zu den Verkaufsflachen im Sinne der Festsetzungen zahlen auch
= die Kassenzonen,
= die Kassenvorzonen,
= Bereiche, die aus Grinden der Hygiene oder Sicherheit nicht von Kunden betreten
werden koénnen, aber auch nicht zur Lagerflache gehdren (z.B. Frischetheken fur
Fleisch, Kase und Backereiwaren),
» sonstige Lagerflachen, die von Kunden betreten werden kdnnen.

Stellplatze und Garagen (§12 BauNVO)

Stellplatze und Garagen sind auRerhalb der fur die Gringestaltung vorgeschriebenen
Flachen anzuordnen. Garageneinfahrten missen mindestens 5,0m hinter der
Straflenbegrenzungslinie liegen. Gemeinschaftsgaragen sind einheitlich zu gestalten.

2. MaR der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr.1 BauGB i.V.m. §16
BauNVO)

Die festgesetzte Anzahl der Geschosse bzw. die maximale Gebaudehdhe beziehen sich auf
die Hinterkante Gehweg der ErschlieRungsstralie.

3. Uberbaubare Grundstiicksfliche (§9 (1) Nr.2 BauGB i.V.m.
§23 BauNVO)

Sofern nichts anderes zeichnerisch festgesetzt ist, sind alle Grundstlicke allseitig — soweit
sie nicht an offentliche Grinflachen grenzen — durch 5,0m breite private Grinstreifen
einzufassen.

Einfriedungen der Grundstiicke entlang Offentlicher ErschlieBungsstraflen sind nur als
Sockel bis zu 0,20m Hoéhe zulassig. Hohere Einfriedungen auf3erhalb der Baugrenzen sind
innerhalb von sichtschitzenden Grinanlagen zulassig.

Innerhalb der Sichtwinkel ist eine die Sicht beeintrachtigende Bepflanzung, Einfriedung oder
Bebauung nicht gestattet. In diesen Bereichen sind flachwachsende Geholze anzupflanzen
und zu erhalten (siehe Pflanzliste der flachwachsenden Gehdlze).

4. Flachen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (§9 (1) Nr. 21
BauGB)



Um die ErschlieBung der Grundstiicke mit den Flursticksnummern 769/11 und 769/14
sicherzustellen, werden die Flurstiicke 762/6 und 787/6 mit einem oOffentlichen Geh- und
Fahrrecht und einem Leitungsrecht fur Trager der Ver- und Entsorgung belegt.

5. MaBnahmen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen (§9 (1) Nr. 24 BauGB)

Die Schutzflache an der dstlichen Grenze des Geltungsbereichs ist als Larmschutzwall mit
einer Hohe von ca. 4,50 — 5,00m Uber Stralenniveau herzustellen und mit strauchartigen
Geholzen und Baumen 2. GroéRe zu bepflanzen (siehe Pflanzliste der strauchartigen Gehdlze
und Baume 2. GroRRe).

6. Anpflanzen von Baumen und Strauchern (§9 (1) Nr. 25a
BauGB)

Die privaten Grinstreifen sind mit strauchartigen Gehoélzen und Baumen 2. GroéfRe zu
bepflanzen und zu erhalten. Die in den Pflanzlisten aufgefihrten Baum- und Straucharten
sind zwingend zu verwenden.

Der Abstand zwischen Baumen richtet sich nach der Gehdlzart. Bei Straflen- und
Alleebdumen betragt der Abstand in der Reihe maximal 13,0m.

7. Ortliche Bauvorschriften (§9 (4) BauGB i. V. mit §88 (1) Nr.1
LBauO)

Werbeanlagen und Beleuchtung

* Innerhalb der tGberbaubaren Grundsticksflache sind zulassig:
- je eine dauerhaft installierte Werbeanlage pro Grundstiickszufahrt bzw. —ausfahrt mit

einer maximalen Hohe von 15 Metern,

- Fahnenmasten.

» Werbeanlagen sind an den Fassaden von Hauptgebauden zuldssig. Sie durfen nur
indirekt beleuchtet werden.

» Laufende Schriften, bewegte, sich drehende, blinkende oder stark strahlende
Werbeanlagen einschlie3lich so genannter Skybeamer sind nicht zulassig.

» Fremdwerbung ist unzulassig.

8. Hinweise

Altlasten

= Durch den Betrieb ehemaliger und aktueller umweltrelevanter Nutzungen sowie die
Ablagerung von Fremdmaterial zur Gelandenovellierung sind Schadstoffbelastungen des
Bodens nicht auszuschlielen. Dies kann bei BaumalRnahmen oder Nutzungsanderungen
u.U. eine Altlastenerkundung gemaf Bundesbodenschutzgesetz erforderlich machen.

= Baumalnahmen und Nutzungsanderungen sind im Rahmen des
Baugenehmigungsverfahrens mit der unteren Bodenschutzbehérde (Stadt Ludwigshafen,
Bereich Umwelt, 4-15) abzustimmen.

= Treten bei Erdarbeiten, Bodenbewegungen oder Ahnlichem gefahrverdéchtige Umstande
auf, z.B. Bodenverunreinigungen in nicht nur geringfligigem Umfang, belastetes Schicht-
oder Grundwasser, Gerliche bzw. Gasaustritte oder Abfalle, missen diese unverzliglich
dem Bereich Umwelt (4-15) der Stadt Ludwigshafen angezeigt werden.

= Werden konkrete Gefahren fur den Einzelnen oder die Allgemeinheit (Umwelt) durch z. B.
freigelegte oder austretende Schadstoffe, Austritt von giftigen oder explosiven Gasen u. a.
festgestellt, sind die Arbeiten unverziglich einzustellen und die Baustelle zu sichern.



= Bei der Entsorgung von Aushubmassen ist das Verwertungsgebot nach §5 Abs. 2
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) zu beachten Nach § 5 Abs. 3 KrWw-
/AbfG hat die Verwertung ordnungsgemaf’ und schadlos zu erfolgen. Dabei sind die
Bestimmungen des Bodenschutzrechts zu beachten.

= Baumafinahmen sind so durchzufihren, dass die Erfordernisse des Arbeits- und
Umgebungsschutzes eingehalten werden. Die einschlagigen Unfallverhitungs- und
Arbeitsschutzbestimmungen sind zu beachten.

Kampfmittel

Da nicht ausgeschlossen werden kann, dass sich im Plangebiet noch Kampfmittel im Boden
befinden, ist bei baulichen Veranderungen der Kampfmittelrdumdienst am
Genehmigungsverfahren zu beteiligen. Fur Flachen, die zur Bebauung vorgesehen sind, ist
nach Abtrag der Oberflache eine Untersuchung mit Metalldetektoren vorzunehmen.

Denkmalschutz

Sollten im Zuge von Bauausflihrungsarbeiten archaologische Objekte gefunden werden, so
ist der Fund unverzuglich der zustéandigen Denkmalpflegebehdrde zu melden, die Fundstelle
unverandert zu lassen und die Gegenstande sorgfaltig gegen Verlust zu sichern.

Wasserrechtliche Belange
Die Entnahme von Grundwasser ist nur nach Erlaubnis bzw. Genehmigung des Bereiches
Umwelt zulassig.

Barrierefreies Bauen
Bei der Ausflihrung von Bauvorhaben ist auf Barrierefreiheit zu achten. Die einschlagigen
Vorschriften zum barrierefreien Bauen sind zu berticksichtigen.



Anlage 1

Ubersicht nicht zentrenrelevanter Sortimente

Sortimentsgruppe

Was gehort z.B. dazu:

Bau und Heimwerkerbedarf

Baustoffe, Fliesen, Holz, Bauelemente,
Ausbaumaterial, Bad- und
Sanitareinrichtungen und -zubehor,
Beleuchtungskorper, Elektro-,
Installationsmaterial, baubezogene
Elektrogerate, Eisenwaren, Beschlage,
Werkzeuge, Farben, Lacke, Malereibedarf,
Tapeten, Rollladen und Markisen, Fenster,
Tlren

Gartenbedarf

Pflanzen, Garten- und Gewachshauser,
Gartengerate und -werkzeuge, Pflege- und
Dingemittel, Blumenerde, Pflanzengefalle,
Zaune

Mobel und Einrichtungsgegenstande

Mdbel aller Art, Kichen, KichengroRgerate,
Lampen und Leuchten, Herde und Ofen

Grofteilige Heimtextilien, Bodenbelage

Gardinen, Vorhange, Bettwaren, Teppiche,
Teppichauslegeware, Bodenbelage aller Art

Fahrzeuge und Fahrzeugzubehor

Kfz, und Zubehor, Zweirader,
Landmaschinen, Kraft- und Brennstoffe

Grofteilige Sportgerate

Boote und Zubehoér, Campingartikel,
Fithessgerate

Biliromaschinen, Computer, Biirobedarf

v.a. GroRgebinde fir Groflabnehmer

Maschinen und Maschinenzubehor

Zooartikel

Tiere und Tiernahrung, Tierfutter, Tierkafige,
Pflegeprodukte, Aquarien

Getranke
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ANLAGEN

Ubersicht des Geltungsbereiches

Ubersicht nicht zentrenrelevanter Sortimente




1 VERFAHREN

1.1 Ubersicht der Verfahrensschritte

Verfahrensschritt Datum
06.07.2006
Information/Anhdérung Ortsbeirat Oggersheim gem. § 75 (2) 04.03.2010
GemO am 27.01.2011
01.09.2011
Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 10.07.2006
Ortslbliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im 21.07.2006
Amtsblatt Nr.51/2006 am T
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager o6ffentlicher 10.02.2011
Belange (gem. § 4 (2) BauGB) mit Schreiben vom o
10.07.2006
Offenlagebeschluss am 31.10.2011
Ortsubliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt am
Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom bis

Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am

1.2 Anmerkungen zum Verfahren

Zur Anderung des Bebauungsplans Nr. 317 ,An der Dirkheimer StraRe“ wird das
vereinfachte Verfahren gemal § 13 BauGB angewendet, da es sich um ein Gebiet mit
einem bestehenden Bebauungsplan handelt, der wegen notwendiger Anpassungs-
mafnahmen durch den neuen Bebauungsplan Nr. 542 ,Nérdlich der Durkheimer StralRe*
geéandert werden soll.

Die Grundziige der Planung werden nicht beriihrt. Durch die Anderung wird lediglich die
Art der Nutzung weiter eingeschrankt. Weiterhin wird mit der Plananderung die Flache
des Flurstucks mit der Nr. 762/6 — bisher als 6ffentliche Verkehrsflache festgesetzt — als
Gewerbegebiet festgesetzt.

Eine frihzeitige Beteiligung gemall § 3 (1) und § 4 (1) BauGB ist nicht erforderlich. Eine
Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Umweltprifung bedurfen wird nicht neu begriindet,
da der Rahmen der =zulassigen Nutzungen durch die Plananderung lediglich
eingeschrankt, nicht aber erweitert wird. Auch eine Beeintrachtigung von Schutzgitern
nach §1 Abs.6 Nr.7 Buchstabe b BauGB besteht nicht.



2 ALLGEMEINES

2.1 Rechtsgrundlagen (Stand 12.08.2011)

Baunutzungsverordnung

(BauNVO)

vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132),

zuletzt geandert durch Art. 3 G vom 22.04.1993
(BGBI. | S. 466)

Planzeichenverordnung 1990

(PlanzV 90)
vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S. 58)
zuletzt geandert durch Art. 2 G v 22.07.2011 (BGBI | S. 1509)

Bundes-Bodenschutzgesetz
(BBodSchG)
vom 17.03.1998 (BGBI. | 1998 S. 502, 2001 S. 2331),

zuletzt geandert durch Art. 3 G vom 09.12.2004
(BGBI. I S. 3214)

Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung

(BBodSchV)

vom 12.07.1999 (BGBI. | 1999 S. 1554),

zuletzt geadndert durch Art. 16 G vom 31.07.2009
(BGBI. | S. 2585)

Bundesnaturschutzgesetz

(BNatSchG)

vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542),

Anderung durch Art. 3 G v 28.07.2011 (BGBI. | S. 1690 (Nr.
43))

Bundesimmissionsschutzgesetz

(BImSchG)

vom 26.09.2002 (BGBI. | S. 3830),

zuletzt geadndert durch Art. 1 G v 20.07.2011 (BGBI. | S. 1474)
und Art. 2 G v 21.07.2011 BGBI. | S. 1475)

Baugesetzbuch

(BauGB)

vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414),

zuletzt geadndert durch Art. 1 G vom 22.07.2011
(BGBI. 1 S. 1509)

Gesetz liber die
Umweltvertraglichkeitspriifung

(UVPG)

Neugefasst durch Bekanntmachung vom 24.02.2010
(BGBI. | S. 94)
zuletzt geadndert durch Art. 6 G v 28.07.2011 (BGBI. | S. 1690)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts
(WHG)

vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585)

zuletzt geandert durch Art. 12 G vom 11.08.2010

(BGBI. I S. 1163)

Denkmalschutzgesetz

(DSchG)
vom 23.03.1978 (GVBI. S. 159),
zuletzt geandert durch Art. 2 G vom 28.09.2010 (GVBI. S. 301)

Gemeindeordnung

(GemO)

vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153),

zuletzt mehrfach geandert durch Art. 11 G vom 28.09.2010
(GVBI. S. 280)

Landesabfallwirtschaftsgesetz

(LAbTWG)

vom 02.04.1998 (GVBI. S. 97),

zuletzt geadndert durch das Gesetz vom 27.10.2009
(GVBI. S. 358)

Landesbauordnung

(LBauO)

vom 24.11.1998 (GVBI. S. 365, BS 213-1),

§§ 64, 66, 87 zuletzt gedndert durch § 47 des Gesetzes vom
09.03.2011 (GVBI. S. 478)

Landeswassergesetz

(LWG)

vom 22.01.2004 (GVBI. 2004 S. 54),

§ 110 geandert durch § 52 des Gesetzes vom 09.03.2011
(GVBI. S. 47)

Landesbodenschutzgesetz

(LBodSchG)

vom 25.07.2005 (GVBI. S. 302)

zuletzt geadndert durch Art. 7 G vom 27.10.2009
(GVBI. S. 358)

Landesnaturschutzgesetz

(LNatSchG)
vom 28.09.2005 (GVBI. S. 387)



2.2 Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans (Anlage 1) deckt sich mit dem rechtsguiltig
gewordenen Bereich des Bebauungsplanes Nr. 317 und wird begrenzt:

e im Suden durch die Dirkheimer Stralde,
im Westen durch die westliche Grenze des Grundstiicks FI.St.-Nr. 787/6 und die
gedachte Verlangerung dieser Grenze nach Sitden sowie die westliche Grenze des
Wirtschaftsweges mit der FI.St.-Nr. 744/9,

e im Norden durch die sldliche Grenze des Grundstlicks FI.St.-Nr. 2218 und die
nordliche Grenze des Grundstlicks FI.St.-Nr. 752/10,

e im Osten durch die B9.

2.3 Quellenverzeichnis

e Flachennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen am Rhein, Ludwigshafen 1999
Regionaler Raumordungsplan Rheinpfalz 2004, Mannheim 2004

¢ Regionaler Raumordungsplan Rheinpfalz 2004, 1. Teilfortschreibung Plankapitel 4.2.2
Dienstleistungen, Handel, Mannheim 2004

¢ Konzepte zur Stadtentwicklung K1/03 Einzelhandelskonzeption, Ludwigshafen 2003
Entwurf Stadtisches Einzelhandelskonzept

3 PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND -GRUNDSATZE

3.1 Planungsanlass/ stadtebauliche Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB

Fir das Plangebiet besteht der glltige Bebauungsplan Nr. 317 ,An der Durkheimer
Stralle”. Dieser setzt ein Gewerbegebiet fest, jedoch ohne Einschrankungen zur Art der
Nutzung zu treffen. Vor dem Hintergrund, dass Einzelhandelsbetriebe und Vergniigungs-
statten zunehmend Gewerbegebiete als Standorte wahlen, soll mit der Anderung des
Bebauungsplans die nétigen Einschrankungen getroffen werden, um den Standort
weiterhin flr klassisches Gewerbe zu sichern.

Gleichzeitig sollen die informellen Zielvorgaben des Einzelhandelskonzepts, namlich
Einzelhandelsnutzungen in Gewerbegebieten grundsatzlich auszuschliellen, im
Bebauungsplan verbindlich festgesetzt werden.

3.2 Planungsziele und -grundsatze

Stadtebauliche Konzeption

Durch die Anderung des Bebauungsplanes wird die Art der Nutzung eingeschrankt und im
Rahmen értlicher Bauvorschriften Festsetzungen Uber die Zulassigkeit von Werbeanlagen
getroffen. Der als Offentliche Verkehrsflaiche dargestellte Parkplatz westlich der
Lambsheimer Stralke wird aus der Darstellung ,0ffentliche Verkehrsflache® heraus-
genommen. Die Ubrigen Festsetzungen aus dem Bebauungsplan Nr. 317 ,An der
Dirkheimer StralRe“ bleiben erhalten.

Das Gebiet ,An der Dirkheimer Straf3e” wurde im Jahr 1976 erstmals Uberplant und als
Gewerbegebiet ohne weitere Differenzierung der Art der Nutzung festgesetzt. Dieser Plan
wurde 1994 nachtraglich ausgefertigt. Ziel der Planung war es damals, neben Neu-
ansiedlungen von Gewerbebetrieben, insbesondere in ihrem damaligen Standort



problematische Gewerbebetriebe (meist Handwerksbetriecbe oder produzierendes
Gewerbe) innerhalb des Stadtgebietes umzusiedeln. Ziel war ein typisches Gewerbe-
gebiet mit einer durch GrolRhandel, Handwerk, produzierendem Gewerbe sowie
Dienstleistungsbetrieben gepragte Nutzungsstruktur auszubilden.

Dies ist weitgehend gelungen. Das Plangebiet ist heute Uber die Halfte bebaut. Neben der
Rheinpfalzdruckerei befinden sich u.a. ein Sanitarfachbetrieb, ein Betrieb des Hoch- und
Tiefbaus, verschiedene Dienstleister, ein GroRhandler fir Farben und Dammmaterialien
sowie ein Autoverwerter im Gebiet. Im Jahr 2010 hat die Ludwigshafener Berufsfeuerwehr
eine dritte Feuerwache eingerichtet.

Ziel der Plananderung ist es, die Flachen im Baugebiet weiterhin als Gewerbeflachen fir
Gewerbebetriebe aus den Bereichen Handwerk, Dienstleistung und Produktion langfristig
zu sichern. Daher werden Prostitutionsbetriebe als konflikttrachtige Nutzung aus-
geschlossen und Vergnidgungsstatten reglementiert. Diese Festsetzungen werden vor
dem Hintergrund zahlreicher Ansiedlungsanfragen fiir Spielhallen getroffen. Im Ubrigen
sollen mit dem Bebauungsplan Regelungen Uber die dulRere Gestaltung von Werbe-
anlagen als ortliche Bauvorschriften getroffen werden, da die Auswirkungen von Werbung
das Stadtbild und insbesondere den Ortseingang negativ beeinflussen kénnen.

Zur Umsetzung dieser Ziele ist die Anderung des rechtskréftigen Bebauungsplans Nr. 317
,An der Durkheimer Strale" hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung durch die
Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 542 ,Nérdlich der Dirkheimer Strale" erforderlich.
Der Bebauungsplan ,Nordlich der Dirkheimer Strae* ersetzt den Ursprungsplan.

Verkehrliche ErschlieBung

Das Plangebiet ist durch die Durkheimer StralRe sldlich des Gebietes, sowie die
Flomersheimer Stralle und Lambsheimer Strale innerhalb des Gebietes erschlossen.
Weitere Erschlielungsanlagen sind derzeit nicht geplant.

Der als offentliche Verkehrsflache dargestellte Parkplatz westlich der Lambsheimer
Strafle wird aus der Darstellung als 6ffentliche Verkehrsflache herausgenommen. Um die
Erschlielung der Grundstiicke mit den Flurstliicksnummern 769/11 und 769/14 zu sichern,
werden die Flurstiicke 762/6 und 787/6 mit einem o6ffentlichen Geh- und Fahrrecht und
einem Leitungsrecht fir Trager der Ver- und Entsorgung belegt.

Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist bereits erschlossen. Es sind keine neuen Infrastrukturmal3nahmen
geplant. Sollte sich im Einzelfall herausstellen, dass einzelne Grundstiicke noch nicht an
das Offentliche Kanalnetz angeschlossen sind, so waren — unabhangig vom
Bebauungsplan — im Falle einer Bebauung oder Nutzung des Grundsticks und
Herstellung der erforderlichen Kanalanschlisse entsprechende Beitrdge nach dem
Kommunalabgabengesetz zu entrichten.

Immissionsschutz

Durch die Anderung des Bebauungsplans wird der ZulassigkeitsmaRstab eingeschrankt.
Es tritt also keine mafgebliche Veranderung der zu erwartenden Immissionen im
Vergleich zur vorherigen rechtlichen Situation ein. Dies gilt sowohl flir Gewerbelarm als
auch fur Immissionen, die durch den Stral3enverkehr entstehen.

Umweltvertraglichkeit

Durch den Bebauungsplan sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die Umwelt zu
erwarten, da er sich auf ein bereits Uberplantes und zum Teil bebautes Gewerbegebiet
bezieht und der Zulassigkeitsmalistab nicht erweitert wird. Es werden keine neuen



baulichen oder sonstigen Nutzungen oder Eingriffe in Natur und Umwelt ermdglicht, die
nicht schon im Geltungsbereich des Bebauungsplans in seiner Fassung vor der Anderung
zulassig gewesen waren. Da das Verfahren als vereinfachtes Verfahren nach §13 BauGB
durchgefuhrt wird, ist keine Umweltprifung notwendig.

4 VERHALTNIS ZUR UBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN
PLANUNG

4.1 Regional- und Landesplanung

Die Planung entspricht den Zielen und Grundsatzen des Regionalplans in seiner Fassung
von 2004: Im Regionalplan ist die Flache als bestehende Siedlungsflache fir Industrie,
Dienstleistung und Gewerbe dargestellt.

In der Teilfortschreibung des Regionalplanes ,Dienstleistungen, Handel“ von 2006 wird
die Flache ,als sonstiger grof¥flachiger Einzelhandelsstandort (Bestand)“ ausgewiesen.

In einem Ausschlussgebot wird im Regionalplan das Ziel formuliert die Ansiedlung von
Einzelhandelsgroliprojekten aufierhalb der zentralen Einkaufsbereiche und Erganzungs-
standorte nicht zuzulassen. Demnach widersprache die Ansiedlung groRflachigen
Einzelhandels im Plangebiet auch dann den Zielen der Regionalplanung, wenn dieser
nicht zentrenrelevant ist. Diese Zielsetzung kann nicht fur Flachen gelten, die bereits ein
Nutzungsrecht fir grof¥flachige, nicht zentrenrelevante Einzelhandelszwecke haben
(ehemalige Hornbachflache). So ist das Grundstiick mit der Flurstiicks-Nr. 769/18 als
Erganzungsstandort zu sehen, dem auch ein erweiterter Bestandsschutz zugeschrieben
wird.

Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 4 (2) BauGB teilte der Verband
Region Rhein-Neckar mit Stellungnahme vom 09.03.2011 mit, dass dieses Grundstlick im
Entwurf des Einheitlichen Regionalplans Rhein-Neckar als Erganzungsstandort fur nicht
zentrenrelevanten Einzelhandel berucksichtigt wird.

4.2 Flachennutzungsplanung

Nach § 8 (2) BauGB sind Bebauungsplane aus dem Flachennutzungsplan zu entwickeln.
Im genehmigten Flachennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen ist das Plangebiet als
gewerbliche Bauflache dargestellt.

Die durch die Bebauungsplananderung angestrebten Modifizierungen sind durch die
Darstellungen des Flachennutzungsplans abgedeckt. Eine Anderung des Flachen-
nutzungsplanes ist daher nicht erforderlich.

4.3 Informelle Planungen

Einzelhandelskonzeption 2003

Als sonstige stadtebauliche Planung ist bei der Aufstellung des Bebauungsplanes die
Einzelhandelskonzeption 2003 der Stadt Ludwigshafen zu berlcksichtigen. Fir die
Gewerbegebiete im Stadtgebiet gilt die allgemeine Leitlinie, dass dort Einzelhandels-
nutzungen grundsatzlich ausgeschlossen bleiben sollen. Regelungen fiir Verkaufsraume,
die in unmittelbarem Zusammenhang mit produzierenden oder handwerklichen Betrieben
stehen, missen in engem Rahmen getroffen werden. Ziel bleibe hier die Sicherung von
"klassischen" Gewerbegrundstiicken, die flir Nutzungen vorgesehen sind, die nicht primar
dem Einzelhandel zugeordnet werden kénnen. Dieses Ziel wird auch in der aktuellen
Fortschreibung des stadtischen Einzelhandelskonzepts bestehen bleiben.

Der Bebauungsplan entspricht diesen Vorgaben.



4.4 Rechtskraftige Bebauungsplane

Fir das Plangebiet gilt gegenwartig der rechtskraftige Bebauungsplan Nr. 317 ,An der
Durkheimer StralRe“. Er wird durch den neuen Plan ersetzt.

5 BEGRUNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN

5.1 Planungsrechtliche Festsetzungen

5.1.1 Art der baulichen Nutzung

Entsprechend der vorhandenen Gewerbestruktur und der Zielsetzungen der
Einzelhandelskonzeption sieht die stadtebauliche Konzeption fur die kinftige Entwicklung
des Plangebietes auch weiterhin schwerpunktmafig mittelstindische Betriebe des
produzierenden und verarbeitenden Gewerbes sowie Handwerks- und Dienstleistungs-
betriebe vor. Nutzungen, die die geordnete Entwicklung des Gebietes entsprechend
dieser Zielsetzung beeintrachtigen, unerwiinschte Verdrangungseffekte beflrchten lassen
oder Stérungen der Nachbarschaft auslésen kénnen, sollen ausgeschlossen werden.
Daher bleibt die Festsetzung des Gebietes als Gewerbegebiet bestehen, wird jedoch
nach §1 Abs. 4, 5 und 6 BauNVO eingeschrankt.

Der Bebauungsplan wird hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung in drei verschiedene
Gewerbegebiete gegliedert, die sich hinsichtlich der Zulassigkeit von Vergnugungsstatten
und nicht zentrenrelevantem Einzelhandel unterscheiden:

- GE1: Bereich sudlich der Flomersheimer Stra3e und Lambsheimer Stral3e 1

- GEZ2: Bereich westlich der Lambsheimer Stral3e und Betriebsgelande der Rheinpfalz

- GE3: Bereich 6stlich des Betriebsgelandes der Rheinpfalz

Ziel des Bebauungsplanes ist es Flachen flr klassische Gewerbebetriebe zu sichern. Die
vorhandene Nutzungsstruktur aus verarbeitendem bzw. produzierendem Gewerbe und
Dienstleistungen soll weiterentwickelt werden, freie Flachen fir weitere solcher
Gewerbebetriebe vorgehalten werden. Anlagen flr sportliche Zwecke sowie Anlagen fir
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke passen nicht in diese
gewachsene Struktur und wirden hinsichtlich der Flacheninanspruchnahme in
Konkurrenz zu den klassischen Gewerbebetrieben stehen. Daher werden diese
Einrichtungen ausgeschlossen.

Im Plangebiet befinden sich heute schon mehrere Betriebswohnungen. Fir Betriebe, die
sich neu ansiedeln, soll kiinftig auch eine Betriebswohnung allgemein zulassig sein, wenn
die Wohnung dem Gewerbebetrieb zugeordnet ist und ihm gegentiber in Grundflache und
Baumasse untergeordnet ist.

Angelehnt an die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 317 ,An der Dirkheimer
StralRe“ werden kiinftig im Bereich GE3 nur nicht wesentlich stérende Betriebe im Sinne
des § 6 BauNVO zugelassen, um die Nachbarvertraglichkeit zur 6stlich angrenzenden
Wohnbebauung zZu gewahrleisten.



Einzelhandel

Das Gebiet besitzt aufgrund seiner verkehrsginstigen Lage im Stadtgebiet
Standortvorteile fur Einzelhandel und ist einem starken Ansiedlungsdruck von unter-
schiedlichen Einzelhandelsbranchen ausgesetzt. Der aktuelle Wandlungsprozess im
Einzelhandel — zu einer Ansiedlungspolitik von zentrenrelevantem Einzelhandel an
verkehrsgunstige Standorte aulerhalb der zentralen Versorgungsbereiche — gefahrdet
diese gewollte Struktur und fihrt im Plangebiet zu bodenrechtlichen Spannungen.
Verstarkt wird dieser Ansiedlungsdruck durch die unmittelbare Nahe zum Sondergebiet
~Westlich B9“. Der Ausschluss von Einzelhandelsnutzungen im Plangebiet dient daher der
Sicherung klein- und mittelstruktureller Gewerbeflachen mit besonderer Zielsetzung in
Richtung Produktions-, Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe.

Auch gilt es, mit der Anderung des Bebauungsplanes den Zielen des stadtischen
Einzelhandelskonzeptes Rechnung zu tragen, das als sonstige stadtebauliche Planung
nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen wurde, um durch eine gesamtstadtische
Steuerung von Einzelhandelsansiedlungen zentrale Versorgungsbereiche zu schiitzen.
Da der Standort nicht zu den zentralen Versorgungsbereichen der Stadt Ludwigshafen
zahlt, werden Einzelhandelsnutzungen ausgeschlossen.

Einzelhandelsnutzungen bleiben ausnahmsweise zulassig, wenn sie im unmittelbaren
raumlichen und betrieblichen Zusammenhang mit einem Produktions- oder
Dienstleistungsbetrieb stehen und der Anteil der Verkaufsflachen flachenmalig dem
Anteil von Produktions- und Dienstleistungsflachen untergeordnet ist. Damit soll die
gerade fur Handwerksbetriebe haufige Praxis, neben der handwerklichen Leistung auch
entsprechende Artikel an den Endverbraucher zu verkaufen, in einem angemessenen
Rahmen ermdglicht werden und zum Fortbestehen eines Betriebes beitragen kdnnen.

Im GE1, entlang der L 527, sollen zusatzlich Einzelhandelsbetriebe, die einen besonderen
Raumbedarf haben, wie z.B. Bau- und Heimwerkerbedarf, Gartenbedarf, Modbel und
Einrichtungsgegenstande, grofdteilige Heimtextilien, Fahrzeuge und Fahrzeugzubehdr,
grofteilige  Sportgerate, Blromaschinen/ Computer/Burobedarf, Maschinen und
Maschinenzubehér, Zooartikel und Getranke ausnahmsweise zuldssig sein. Die
zulassigen Einzelhandelsbranchen sind in der Anlage 2 der Begriindung abschlief3end
aufgefiihrt. Da bei Fachmarkten mit nicht innenstadtrelevanten Sortimenten
zentrenrelevante Randsortimente eine grofRRe Rolle spielen kdnnen, werden zusatzlich
innenstadtrelevante Randsortimente auf maximal 10% der Gesamtverkaufsflache,
begrenzt. Diese Festsetzung wird vor dem Hintergrund getroffen, dass auf dem
Grundstiick Lambsheimer Stra3e 1 schon einmal ein grof¥flachiger Fachmarkt fur Garten-
und Heimwerkerbedarf bestand und von einem Fachmarkt fir nicht zentrenrelevante
Waren keine Beeintrachtigungen der zentralen Einkaufsbereiche zu erwarten sind.
Weiterhin bietet sich der Bereich GE1 fur Einzelhandel an, da dieser Bereich direkt an der
L 527 gut sichtbar fur Kunden liegt, deren Ziel das angrenzende Sondergebiet ,Westlich
B9“ ist und im Planbereich GE1 schon zwei Einzelhandelsbetriebe aus dem Bereich Bau-
und Heimwerkerbedarf ansassig sind.

Der in der Flomersheimer Stralle ansassige Lebensmitteldiscounter erhalt einen
erweiterten Bestandsschutz, der bauliche Erneuerungen, Anderungen und Erweiterungen
der Anlage zulasst, wenn damit keine Erweiterung der Verkaufsflache verbunden ist.
Damit werden die Entwicklungsmaoglichkeiten des bestehenden Betriebes in adaquater
Form zugelassen und eine Fehlentwicklung durch die Ansiedlung weiterer
zentrenrelevanter Einzelhandelsbetriebe verhindert.

Ein Bestandsschutz besteht ebenfalls fir das Grundstlick Lambsheimer StralRe 1, auf
dem ein grof¥flachiger Bau-/ Heimwerker- und Gartenmarkt angesiedelt war. Da davon
auszugehen ist, dass die Nutzung wieder aufgenommen wird, wird ein Bestandsschutz
festgesetzt, der eine Nutzung in dem Rahmen ermdglicht, was bisher baurechtlich
genehmigt war. Der erweiterte Bestandsschutz umfasst daher, die ausnahmsweise
Erneuerung, Anderung und Erweiterung der Anlage, wenn dadurch die bisher von der



Bauordnung genehmigte Verkaufsflache nicht vergroRert wird. Der Anteil zentren-
relevanter Randsortimente ist auf maximal 10% der Gesamtverkaufsflache beschrankt.

Vergniigungsstatten / Prostitutionsbetriebe

Durch seine Lage am Kreuzungspunkt der B9 mit der L527 besitzt das Gebiet auch eine
hohe Attraktivitdt und Standortgunst flr Vergnligungsstatten sowie Prostitutionsbetriebe
und ahnliche Einrichtungen. Gleichzeitig stellt die L527 eine wichtige Verbindung
zwischen dem Stadtteil Oggersheim und dem westlich gelegenen Umland dar und ist
damit auch westlicher Stadteingang nach Ludwigshafen, sowie nérdliche Zufahrt fur das
stidlich an das Plangebiet angrenzende Sondergebiet fiir groRflachigen Einzelhandel.
Steigt die Zahl der Vergnigungsstatten / Prostitutionsbetriebe in einem Gebiet, spricht
man von einer Milieuverschlechterung, das geschaftliche Niveau sinkt durch Verlust von
Kaufkraft, ein Verdrangungseffekt von Firmen und Branchen mit schwacherer Finanzkraft
beginnt. Bei einer ungesteuerten Ansiedlung solcher Betriebe und Einrichtungen besteht
die Gefahr eines sogenannten Trading-Down-Effektes. Hierdurch kénnten die im Gebiet
ansassigen Gewerbebetriebe beeintrachtigt oder verdrangt werden. Eine Steuerung der
Ansiedlung von Vergnigungsstatten ist daher notwendig.

Eine Eigenart von Prostitutionsbetrieben sind die Betriebszeiten, die sich liberwiegend auf
die Abend- und Nachtstunden konzentrieren und zu einem erhdhten Verkehrsaufkommen
und einer erhéhten Kundenfrequenz in diesen Zeiten flihren. Aus diesem Grund werden
zum Schutz der in diesem Gebiet ansassigen Betriebswohnungen Prostitutionsbetriebe
und prostitutionsahnliche Nutzungen ganzlich ausgeschlossen. Bislang sind keine
Betriebe im Gebiet vorhanden, die eine Nachtnutzung haben.

Mischgebietsvertragliche Vergnigungsstatten sind allgemein nur im GE2 und GE3
zuldssig. Kerngebietstypische Vergniigungsstatten sind im GE2 und GE3 ausnahmsweise
zulassig, wenn schalltechnisch nachgewiesen wird, dass die Immissionsrichtwerte fir
Mischgebiete gemal den Vorgaben der ,Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm
(TA Larm vom 26.08.1998)“ eingehalten werden. Diese Festsetzung gewahrleistet einen
ausreichenden Schutz der Betriebswohnungen.

Sowohl Prostitutionsbetriebe als auch Vergnigungsstatten zeichnen sich haufig durch
eine stadtebaulich negative Erscheinung aus, bspw. auffallige Fassadengestaltung durch
grelle Farben, anrlichige Werbeanlagen und Leuchtreklamen, vernachlassigter Gebaude-
zustand,.... Um einer solchen negativen Entwicklung am westlichen Stadteingang
vorzubeugen, beschrankt sich die ausnahmsweise Zulassigkeit von Vergnlgungsstatten
auf die Bereiche GE2 und GE3 (horizontale Gliederung des Plangebietes nach §1 Abs. 4
BauNVO), da diese Teilbereiche des Bebauungsplanes nicht unmittelbar an der
Dirkheimer StralRe liegen und somit fir das Erscheinungsbild des Ortseingangs weniger
pragend sind. Zusatzlich werden Festsetzungen zur Zulassigkeit von Werbeanlagen
getroffen, mit deren Hilfe Werbung auf ein vertragliches Maf} beschrankt werden soll.

5.1.2 Verkehrsflachen

Der im urspriinglichen Bebauungsplan Nr. 317 als &ffentliche Verkehrsfldche festgesetzte
Parkplatz westlich der Lambsheimer Stral’e (Flurstlick 762/6) wurde in der Vergangenheit
als Stellplatzflache fir den ehemaligen Bau- und Gartenmarkt genutzt. Im
Zusammenhang mit einer zukinftigen Nutzung des Baumarkt-Geléandes kann es u. U.
sinnvoll sein, die Flache der angrenzenden Nutzung direkt zuzuordnen, zumal sie sich
heute wie ein Keil zwischen dem privaten Stellplatz und dem ehemaligen
Baumarktgebaude (Flurstiick 769/18) schiebt. Die Flache wird daher aus der Darstellung
als oOffentliche Verkehrsflache herausgenommen. Um die ErschlieBung der Grundstlicke
mit den Flursticksnummern 769/11 und 769/14 sicherzustellen, werden die Flurstlicke
762/6 und 787/6 mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten belegt.



5.1.3 Sonstige Festsetzungen

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 317 ,An der Durkheimer Stral’e®, werden im
Ubrigen Gbernommen.

5.2 Ortliche Bauvorschriften

5.2.1 Werbeanlagen

Das Gewerbegebiet nordlich der Dirkheimer Strale bildet den westlichen Ortseingang
von Oggersheim. Da Werbeanlagen das Erscheinungsbild eines Stadteingangs stark
beeinflussen und einen negativen ersten Eindruck einer Stadt erzeugen kdnnen, werden
Festsetzungen zur Steuerung von Werbeanlagen getroffen.

Ob und wie stark Werbung im o&ffentichen Raum wahrgenommen wird, hangt
entscheidend vom Standort auf dem Grundstlick und von der Anzahl der Werbeanlagen
ab. Im Plangebiet soll kiinftig nur Eigenwerbung zulassig sein. Die Werbeanlagen sollen
dem Betrieb unmittelbar zugeordnet sein und auf ein vertragliches Mal} beschrankt
werden. Diesem Ziel dient die Festsetzung, Standorte fir Werbeanlagen auf die Uber-
baubare Grundsticksflache zu beschranken. Je Betrieb ist eine dauerhaft installierte
Werbeanlage pro Grundstlickszufahrt bzw. -ausfahrt zuldssig, ebenso Fahnenmasten.
Weiterhin konnen Werbeanlagen an den Fassaden angebracht werden. Die maximale
Hohe einer Werbeanlage ist auf 15 Meter beschrankt. Diese Hohenfestsetzung orientiert
sich an dem schon im Gebiet aufgestellten Werbepylon und ermdéglicht weitere
Werbeanlagen bis zu dieser Héhe.

Stark leuchtende, sich bewegende oder blinkende Werbeanlagen sowie in den Himmel
gerichtete Scheinwerfer — sogenannte Skybeamer — werden ebenfalls ausgeschlossen,
da sie eine erhebliche Fernwirkung entwickeln kénnen und die aullere Erscheinung des
Gebietes besonders in den Abend- und Nachtstunden pragen. Mit dieser Festsetzung
wird auch das Ostlich gelegene Wohngebiet vor moglichen Lichtemissionen geschutzt.
Gleichzeitig werden Beeintrachtigungen des Verkehrs vermieden.

Beim sudlich angrenzenden Sondergebiet ,Westlich B9 gab es in der Vergangenheit
Beschwerden von der benachbarten Wohnbebauung &stlich der B9, deren Bewohner sich
durch stark strahlende Werbeanlagen vor allem in den Abend- und Nachtstunden gestort
gefuhlt haben. Auch vor diesem Hintergrund wird ein Regelungsbedarf fir Werbeanlagen
gesehen.

Zur Zeit befinden sich im Plangebiet nur Werbeanlagen zur Eigenwerbung. Da sich bisher
noch keine Fremdwerbung im Plangebiet befindet und sich gerade Fremdwerbung negativ
auf das Erscheinungsbild eines Gebietes auswirkt, wird festgesetzt, dass auch weiterhin
Fremdwerbung unzulassig ist.

Die Festsetzungen dienen dazu, Eigenwerbung in einem vertraglichen Mal} zuzulassen
ohne gleichzeitig das Ortsbild nachhaltig zu beeintrachtigen.

6 UMWELTBERICHT

Da das vereinfachte Verfahren angewendet wird, ist ein Umweltbericht gemall §13
BauGB nicht erforderlich.



7 ABWAGUNG DER OFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE

7.1 Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem.
§ 4 (2) BauGB
Im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und Trager o6ffentlicher Belange gemald § 4 (2)
BauGB wurden die Behoérden und sonstigen Trager offentlicher Belange um
Stellungnahme zum Planentwurf des Bebauungsplanes Nr. 542 ,Noérdlich der Dirkheimer
Stralie” gebeten.
Folgende Anregungen wurden vorgebracht:

Die Technischen Werke Ludwighafen teilten mit Schreiben vom 14.03.2011 mit, dass

sich im Plangebiet Grundstlicke befinden, fir die Grundstlicksrechte der TWL bestehen:

- Gemarkung Oggersheim, FI.-Nr. 760/4 (Verlegung von Versorgungsleitungen in der
Strallenflache (Absicherung Uber Konzessionsvertrag)

- Gemarkung Oggersheim, FIl.-Nr. 783/6 (Verlegung von Versorgungsleitungen in der
StralRenflache (Absicherung Giber Konzessionsvertrag)

- Gemarkung Oggersheim, FI.-Nr. 762/6 (Dienstbarkeiten fiur Versorgungsleitungen):
Die Dienstbarkeitsflache ist im Bebauungsplan als Leitungsrecht zeichnerisch
darzustellen. Bei den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans soll folgender
Satz aufgenommen werden:

,Mit Leitungsrecht belastete Flachen aulBerhalb der 6ffentlichen Verkehrsfldchen
diirfen nicht mit Bdumen oder tiefwurzelnden Strduchern bepflanzt und nicht be- oder
tiberbaut werden (§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB).*

Weiterhin wird darum gebeten den Trafo Oh 69, der Eigentum der TWL ist, auf dem

Flurstlick 785/5 zeichnerisch darzustellen.

Stellungnahme der Verwaltung
Die Dienstbarkeiten und Grundstlicksrechte werden im Bebauungsplan berticksichtigt.
Der Trafo Oh 69 wird zeichnerisch in den Bebauungsplan tbernommen.

Die Telekom Deutschland GmbH weist mit Schreiben vom 03.03.2011 daraufhin, dass
im Plangebiet Kabel vorhanden sind:

Im Bereich der Flursticke 762/6 und 787/6 befinden sich ein Glasfaser-Fernkabel und ein
Hauptkabel. Veranderungen oder Verlegung der Telekommunikationskabel sollen aus
Kosten- und Zeitgriinden vermieden werden.

Zur Sicherung der Telekommunikationsleitungen sollen die Flachen mit einem
Leitungsrecht zugunsten der Telekom Deutschland GmbH festgesetzt werden. Zusatzlich
wird eine Eintragung einer beschrankten personlichen Dienstbarkeit zugunsten der
Telekom Deutschland GmbH im Grundbuch gewlinscht mit dem Wortlaut:

,Beschrédnkte persénliche Dienstbarkeit fiir die Telekom Deutschland GmbH, Bonn,
bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Anderung und Unterhaltung von
Telekommunikationslinien, verbunden mit einer Nutzungsbeschrdnkung.“

Bei geplanten BaumalRnahmen wird um rechtzeitige Anzeige gebeten. Bei Wegfall der
Verkehrsflache wird um vorhergehende Information gebeten, damit eventuell notwendige
Leitungsrechte zugunsten der Telekom Deutschland GmbH veranlasst werden kénnen.

Einer Uberbauung der Telekommunikationslinien wird nicht zugestimmt, weil dadurch der
Bau, die Unterhaltung und Erweiterung verhindert wird und ein erhebliches Schadens-
risiko der Leitungen besteht.



Dies betrifft insbesondere die geplante Bepflanzung im Bereich der Flurstlicke 762/5 und
769/18 sowie die markierten Leitungen.

Vorhabentrager sollen sich bezlglich einer technischen Anbindung neuer Gebaude
rechtzeitig mit der Telekom in Verbindung setzen.

Gleichzeitig sollen Vorhaben der Telekom rechtzeitig angezeigt werden.

Stellungnahme der Verwaltung

Die Lage der vorhandenen Telekommunikationsanlagen wurde im Planverfahren
bertcksichtigt und die Planung angepasst.

Die Festsetzung von Leitungsrechten kann nicht allein zugunsten der Telekom
Deutschland GmbH erfolgen. Daher wird die allgemeine Festsetzung der mit Geh-, Fahr-
und Leitungsrechten zu belastenden Flache im Bebauungsplan beibehalten.

Die gewunschte Eintragung einer beschrankten personlichen Dienstbarkeit im Grundbuch
ist nicht Gegenstand des Planverfahrens; dies ist privatrechtlich zwischen Eigentumer und
Telekom zu regeln.

Durch das Schreiben vom 17.02.2011 teilt der Landesbetrieb Mobilitdt Worms mit, dass
der Geltungsbereich des B-Planes auch den Planungsbereich der LBM-MalRhahme
,Erweiterung des Oggersheimer Kreuzes® (A650 / B9 / K11) tangiert. Die betroffenen
Verkehrsflachen unserer Mallnahme sind den beiliegenden Lageplanen zu entnehmen
und im Geltungsbereich des stadtischen B-Planes entsprechend zu bericksichtigen bzw.
in diesen zu Ubernehmen.

Um Beteiligung im weiteren Verfahren wird gebeten.

Stellungnahme der Verwaltung

Bislang liegen nur Vorplanungen zur ,Erweiterung des Oggersheimer Kreuzes® vor. Ein
Planfeststellungsverfahren hat bislang noch nicht stattgefunden. Plananderungen sind im
jetzigen Planungsstadium noch mdglich. Daher wird zum heutigen Zeitpunkt auf eine
Anpassung der Bebauungsplanung verzichtet.

Das Anbauverbot von 40m bei Bundesstralen ist bereits im Bebauungsplan
berlcksichtigt worden.

WINGAS TRANSPORT teilt mit Schreiben vom 16.02.2011 mit, dass Anlagen am
ostlichen Rand des Geltungsbereiches betroffen sind, im Bereich der Flache zum Schutz
vor schadlichen Umwelteinwirkungen (§9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB). Eine Uberschiittung
dieser Anlagen (durch den Larmschutzwall) oder eine Bepflanzung ist nicht gestattet. Die
Zuganglichkeit der Anlagen muss jederzeit gewahrleistet sein.

Um Beteiligung im weiteren Verfahren wird gebeten.

Stellungnahme der Verwaltung
Die Lage der vorhandenen Anlagen wurde im Planverfahren berlicksichtigt und die
Planung angepasst.




7.2 Offentliche Auslegung

Die Planung hat gemal® §3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom _.10.2011 bis _.11.2011
offentlich ausgelegen. Wahrend der Offenlage sind folgende Anregungen eingegangen:

Vorgebrachter Belang

Stellungnahme der Verwaltung

7.3 Zusammenfassung der Abwagung

a)

Belange, die fir die Planung sprechen

-Durch die Planung werden Ziele und Grundsatze der Regionalplanung umgesetzt.

-Durch die Planung werden die Vorgaben des Flachennutzungsplanes und die
langfristigen Entwicklungsziele der Stadt umgesetzt.

-Durch die Einschrankung der Einzelhandelsansiedlung im Plangebiet wird die
Einzelhandelskonzeption der Stadt umgesetzt und der Standort als Gewerbegebiet
fur klassisches Gewerbe aus den Bereichen Handwerk, Dienstleistung und
Produktion gesichert. Einer Fehlentwicklung aufgrund von Verdrangungseffekten
und Umstrukturierungen im Plangebiet kann vorgebeugt werden.

-Die im Gebiet vorhandenen Nutzungen werden planerisch abgesichert und erhalten
fur die Zukunft Rechtssicherheit.

-Durch den Ausschluss der gewerbegebietsuntypischen Anlagen flr kirchliche,
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke werden die Entstehung neuer
Nutzungskonflikte und mdgliche negative Auswirkungen auf vorhandene
Nutzungen und die bestehende Gebietsstruktur vermieden.

-Durch die eingeschrankte Zulassigkeit von Vergnligungsstatten wird der Nachfrage
nach moglichen Standorten Rechnung getragen. Die Festsetzungen zu
Werbeanlagen wirken dem Entstehen eines negativen Stadteingangsbildes
entgegen.

-Prostitutionsbetriebe und prostitutionsahnliche Nutzungen werden zum Schutz des
klassischen Gewerbes und zum Schutz der vorhandenen Betriebswohnungen
ausgeschlossen.

-Durch die Beibehaltung der Abstufung zu einem eingeschrankten Gewerbegebiet
Ostlich der Rheinpfalz-Druckerei und durch den Larmschutzwall parallel zur
Bundesstrale 9 bleibt der Schutz der Wohnbebauung 6&stlich der B 9 vor
madglichen Emissionen der Gewerbebetriebe gewahrleistet.

-Zur Erleichterung spaterer Bauvorhaben wird der bisher als 6ffentliche
Verkehrsflache festgesetzte Parkplatz als Gewerbeflache festgesetzt.

Belange, die gegen die Planung sprechen

-Die Baufreiheit sowie kiinftige Nutzungsméglichkeiten auf den Grundstlicken werden
partiell eingeschrankt. Dies kann in Einzelfallen Auswirkungen auf die
wirtschaftliche Verwertbarkeit der Grundstiicke haben.

Abwagung der Belange

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden lediglich bestimmte
Entwicklungsmoglichkeiten auf den privaten Grundstiicken eingeschrankt. Dabei
wurde darauf geachtet, vorhandene Nutzungen in ihrem Bestand nicht
einzuschranken oder zu gefahrden, sondern soweit wie méglich planungsrechtlich zu



sichern und zugleich fir die Zukunft eine Vertraglichkeit mit den benachbarten
Nutzungen zu gewahrleisten. Den bestehenden bzw. genehmigten Einzelhandels-
betrieben wird zudem ein erweiterter Bestandsschutz eingerdumt, der den Betrieben
bauliche Entwicklungsmdglichkeiten in adaquater Form einrdumt. Die bestehenden
Betriebe werden somit durch die Festsetzungen nicht in ihrer Existenz in Frage
gestellt. Die verbleibenden Einschréankungen und Nachteile werden als vertretbar und
fur den Erhalt und die Entwicklung der beabsichtigten Gebietsstruktur, sowie die
Umsetzung der Planungsziele als notwendig erachtet. Die Ziele einer geordneten
stadtebaulichen Entwicklung, die Vermeidung von Nutzungskonflikten und die Beein-
trachtigungen von Entwicklungsperspektiven fur die Stadt sind von besonderer
Bedeutung fir das Gebiet selbst, die benachbarten Gebiete und die Stadt
Ludwigshafen. Ihnen wird gegeniiber den entgegenstehenden privaten Belangen ein
grolReres Gewicht eingeraumt.

Nach eingehender Abwagung aller 6ffentlichen und privaten Belange gemaR § 1 (7)
BauGB kommt der Stadtrat zu dem Ergebnis, dass die positiven Aspekte der Planung
Uberwiegen.

8 UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES

8.1

Bodenordnung

Eine Bodenordnung ist in der vorliegenden Bestandssituation nicht erforderlich.

8.2 Altlastenbeseitigung

Sollten sich im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren fir einzelne Bauvorhaben oder
Nutzungsanderungen im Plangebiet Anhaltspunkte flr einen Altlastenverdacht ergeben,
so sind vom Vorhabentrager oder Grundstlickseigentimer entsprechende Unter-
suchungen Uber das aktuelle Belastungs- und Gefahrdungspotential anzustellen und
gegebenenfalls geeignete Sanierungsmaflnahmen durchzuflihren.

8.3 Flachen und Kosten

Der Stadt entstehen durch die Planung keine zusatzlichen Kosten.



9 ANLAGEN

9.1 Ubersicht des Geltungsbereiches
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9.2 Ubersicht nicht zentrenrelevanter Sortimente

Sortimentsgruppe Was gehort z.B. dazu:

Bau und Heimwerkerbedarf Baustoffe, Fliesen, Holz, Bauelemente,
Ausbaumaterial, Bad- und
Sanitareinrichtungen und -zubehor,
Beleuchtungskorper, Elektro-,
Installationsmaterial, baubezogene
Elektrogerate, Eisenwaren, Beschlage,
Werkzeuge, Farben, Lacke, Malereibedarf,
Tapeten, Rollladen und Markisen, Fenster,
Tlren

Gartenbedarf Pflanzen, Garten- und Gewachshauser,
Gartengerate und -werkzeuge, Pflege- und
Dingemittel, Blumenerde,
Pflanzengefalie, Zaune

Mobel und Einrichtungsgegenstande Maobel aller Art, Kiichen,
KuchengroRgerate, Lampen und
Leuchten, Herde und Ofen

Grofteilige Heimtextilien, Bodenbelage Gardinen, Vorhange, Bettwaren,
Teppiche, Teppichauslegeware,
Bodenbelage aller Art

Fahrzeuge und Fahrzeugzubehor Kfz, und Zubehor, Zweirader,
Landmaschinen, Kraft- und Brennstoffe

Grofteilige Sportgerate Boote und Zubehér, Campingartikel,
Fitnessgerate

Biiromaschinen, Computer, Biirobedarf v. a. Gro3gebinde fir Groflabnehmer

Maschinen und Maschinenzubehor

Zooartikel Tiere und Tiernahrung, Tierfutter,
Tierkafige, Pflegeprodukte, Aquarien

Getrianke

Ludwigshafen, den
Bereich Stadtplanung

Joachim Magin





<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


